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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die Wahlbeteiligung sank im Vergleich zu 1987 um einen halben Punkt auf 46% und
erreichte somit einen neuen Tiefststand seit der Einführung des Proporzwahlrechts
1919. Allerdings zeichnete sich eine Verlangsamung des Rückgangs in der Beteiligung ab;
ohne die Erweiterung des Kreises der Wahlberechtigten durch die sich stark
unterdurchschnittlich beteiligenden 18- und 19jährigen hätte das Niveau der letzten
Wahlen wohl gehalten werden können. In elf Kantonen nahm die Wahlbeteiligung
gegenüber 1987 ab; deutliche Abweichungen im Vergleich zu den nationalen Tendenzen
ergaben sich unter anderem im Tessin, wo die Beteiligung von einem traditionell hohen
Niveau noch um über sieben Prozentpunkte auf 67,5% anstieg; das spektakuläre
Auftreten einer neuen Partei (Lega) in der traditionellen Tessiner Parteienlandschaft
kann als Grund für diese Entwicklung gelten. Im Kanton Jura hingegen sank die
Beteiligung um 8,2 Prozentpunkte auf 43,4%. In diesem jungen Kanton scheint die
anfänglich sehr hohe politische Mobilisierung wegen des Konflikts um die
Kantonsgründung abzuklingen. Die übrigen grösseren Veränderungen – in den Kantonen
Glarus, Uri, Obwalden und den beiden Appenzell – betrafen die kleinen Wahlkreise, in
denen die Möglichkeit der Auswahl unter mehreren Kandidaten – im Gegensatz zu
reinen Bestätigungswahlen – in hohem Masse die Beteiligung bestimmt. Weit
überdurchschnittliche Beteiligungen wiesen, abgesehen von den Kantonen Tessin und
Schaffhausen – letzterer kennt den Stimmzwang – auch Luzern, Wallis und Solothurn
auf. Deutlich unterdurchschnittlich war die Wahlbeteiligung wie schon in früheren
Jahren in den protestantischen Kantonen der welschen Schweiz und in Graubünden.

Drei Motive können für die abnehmende Wahlbeteiligung ausgemacht werden. Das
erste betrifft das in der Schweiz verbreitete Phänomen, dass sich Enttäuschung über
die Regierung nicht vorwiegend im Wechsel zu Nichtregierungsparteien ausdrückt,
sondern sich auch in der vorübergehenden oder dauerhaften Abstinenz manifestiert.
Ein zweites Motiv liegt in der aus institutionellen Gründen geringeren Bedeutung von
Wahlen in der halbdirekten Demokratie. Sachabstimmungen, aber auch Initiative und
Referendum bieten für viele genügend Ausdrucksmöglichkeiten für politische
Präferenzen. Ausserdem haben die Wahlen in der Schweiz keinen direkten Einfluss auf
die Besetzung der Regierung. Schliesslich können in den grossen Wahlkreisen wie
Zürich oder Bern die Flut von Listen und Kandidaturen eine derart unübersichtliche
Situation schaffen, dass eine Auswahl schwierig wird. 1

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Tessin sorgte die Protestbewegung "Lega dei Ticinesi" mit einem Wähleranteil von
über 23% und zwei Sitzgewinnen für eine erdrutschartige Verschiebung im
Parteiengefüge; da ihre Gewinne vor allem zulasten der CVP gingen, rutschte diese
hinter die FDP auf den zweiten Platz. Ein erstaunliches Protestpotential am äussersten
rechten Spektrum manifestierte sich im Kanton Schwyz, wo unter der
Listenbezeichnung "Partei der Zukunft" der Führer der rechtsextremen "Patriotischen
Front", Marcel Strebel, 6,4% der Wählerstimmen erreichte, was allerdings nicht für
einen Sitz ausreichte.

Die FDP und die CVP mussten ihre Verluste – insgesamt 3,4% Wählerstimmen und
dreizehn Sitze – vor allem dort hinnehmen, wo rechtspopulistische Parteien Erfolg
hatten (TI, SG, AG, TG). Bei der FDP und der CVP, welche seit der Einführung des
Proporzwahlrechtes 1919 die schlechtesten Resultate erzielten, fielen die Ergebnisse in
den einzelnen Kantonen sehr unterschiedlich aus. Die FDP verlor beispielsweise
überdurchschnittlich viele Wähler in ihren Hochburgen Schaffhausen und Solothurn,
aber auch im Aargau und in St. Gallen. Hingegen gewann sie Stimmen in traditionell
nicht freisinnig dominierten Gebieten; die CVP erlitt am meisten Verluste in den
Kantonen Tessin, Aargau, Thurgau, St. Gallen und Schwyz. Die SP konnte den
Abwärtstrend stoppen ; sowohl sitzmässig als auch in Bezug auf ihre Wähleranteile
verharrte sie auf dem Niveau von 1987 und verfehlte somit ihr erklärtes Ziel von 20%
Wähleranteil deutlich. Von der Wählerstruktur zeigte sich die SP bei den diesjährigen
Wahlen verstärkt als eine Partei der Jungen; 39% ihrer Wählerinnen und Wähler waren
jünger als 40 Jahre und nur 13% standen im Rentenalter. Die SVP konnte ihre Sitzzahl

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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halten und an Wähleranteilen zulegen. Nachdem sie bereits bisher stärkste politische
Kraft in den Kantonen Bern und Thurgau war, rückte sie nun auch in den Kantonen
Zürich und Aargau zur ersten Partei bei nationalen Wahlen vor. Die GP konnte in drei
Kantonen (LU, SO, SG), in welchen sie bisher noch keinen Sitz hatte, ein Mandat
erobern; in den Kantonen Aargau und Baselland hatte in der Legislaturperiode 1987-1991
der Wechsel je eines Sitzes des Grünen Bündnisses resp. der POCH zur GP
stattgefunden. Ihren Wähleranteil konnte die GP von 4,9% auf 6,1% erhöhen, wobei
sie in der Westschweiz ausser im Kanton Neuenburg überall Anteile verlor. Auf der
Gewinnerseite stand die LP, welche sowohl die Mandatszahl (+1) als auch den
Wähleranteil (von 2,5% auf 3,0%) ehöhen konnte. Der LdU gehörte hingegen zu den
Verlierern. Er wurde am stärksten im Kanton Zürich getroffen, wo er fast die Hälfte
seines Wähleranteils und zwei seiner vier Sitze einbüsste; im Kanton Bern verlor er sein
einziges Mandat. 2

Das Resultat für die Wahlen von 37 der 46 Ständeratssitze war von der Niederlage der
SP und dem schlechten Abschneiden der Frauen gekennzeichnet. In den Kantonen
Freiburg und Tessin erreichte im ersten Wahlgang überhaupt kein Kandidat das
absolute Mehr. Nach Durchführung eines zweiten Wahlganges in sieben Kantonen (AG,
BE, BS, FR, TG, TI, VS) stand der Sieg der Freisinnigen fest: Die FDP erlangte neu 18
Mandate (+4) und erreichte damit wieder das Niveau von 1931; die CVP verlor drei (neu:
16) und der SP verblieben nur noch drei (-2) Sitze. Überraschend gewann die Lega dei
Ticinesi einen Sitz. Bei den übrigen im Ständerat vertretenen Parteien (SVP, LP, LdU)
ergaben sich keine Verschiebungen. Vierzehn Sitze der kleinen Kammer wurden
erneuert (37,8%), wovon neun auf Rücktritte, einer auf die nachträgliche Besetzung des
Sitzes des im Frühjahr verstorbenen Max Affolter (fdp, SO) und vier auf Abwahlen
entfielen. Unter den Neugewählten waren auch sechs ehemalige Nationalräte (Willy
Loretan (fdp, AG), Gilles Petitpierre (fdp, GE), Gilbert Coutau (lp, GE), Kurt Schäle (fdp,
SH), Sergio Salvioni (fdp, TI) und Rolf Büttiker (fdp, SO)). Im Kanton Zürich konnte Monika
Weber (ldu) ihr Resultat von 1987 noch verbessern und plazierte sich mit über 195'000
Stimmen zum zweiten Mal an erster Stelle, währenddem es dem SP-Kandidaten Elmar
Ledergerber nicht gelang, Werner Vetterli (svp) trotz dessen relativ niedriger
Stimmenzahl vom dritten Platz zu verdrängen. In Bern verfehlte die auf Arthur
Hänsenberger nachfolgende Kandidatin der FDP, Christine Beerli, das absolute Mehr
um 2000 Stimmen und trat im zweiten Wahlgang mit Erfolg gegen Leni Robert (gp) an.
Überraschend war die Abwahl des CVP-Vertreters Xaver Reichmuth (seit 1983) in
Schwyz. Die übrigen nicht Wiedergewählten waren Yvette Jaggi (sp, VD) und die beiden
Tessiner Camillo Jelmini (cvp), der seinen Sitz an die Lega verlor, sowie Franco Masoni
(fdp). Der Frauenanteil verschlechterte sich mit nur noch vier Gewählten auf 8,7% (1987:
10,9%). 3

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Regierungsparteien versuchten im Wahlkampf, auch möglichst viele Rentnerinnen
und Rentner anzusprechen und zugunsten ihrer Parteien zu mobilisieren. Dabei spielte
die Diskussion um die 10. AHV-Revision eine nicht unwesentliche Rolle. Kurz vor den
Wahlen warfen sich FDP, SP und CVP gegenseitig vor, eine rasche finanzielle
Besserstellung der Rentner verhindert zu haben. Aus der VOX-Analyse im Anschluss an
die Wahlen ging unter anderem hervor, dass die FDP von allen Parteien den grössten
Teil dieser Personengruppe mobilisieren konnte.

In den Augen vieler Wahlbeobachter spielten auch die Mutmassungen über eine vom
Bundesrat geplante Benzinzollerhöhung von 25 bis 35 Rappen pro Liter, welche
während den Sommermonaten diskutiert wurde und in der letzten Woche vor den
Wahlen durch die Presse an die Öffentlichkeit gelangte, eine wichtige Rolle in der
Meinungsbildung vieler, zu jenem Zeitpunkt noch unentschlossener Wählerinnen und
Wähler. Ein direkter Zusammenhang zwischen dem Erfolg der AP sowie der Lega dei
Ticinesi einerseits und der durch gewisse Medien geschürten Angst vor einer massiven
Benzinpreiserhöhung andererseits liess sich in der VOX-Umfrage nicht nachweisen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Zu den grossen Verlierern der diesjährigen Wahlen zählten die rechten
Oppositionsparteien FP und SD. Die EDU und die Lega konnten sich halten. Insgesamt
verloren sie im Vergleich zu 1991, als sie mit 10,8% ihre grösste Parteienstärke erlangt
hatten, ganze 6%. Umfragen zeigten, dass die verloren gegangenen Stimmen sich
hauptsächlich bei der SVP wiederfanden. Die FP (1999: 0,9%), ehemals stärkste unter
den kleinen Rechtsaussenparteien, brach bei den Wahlen regelrecht ein und verlor alle
ihre bisherigen sieben Nationalratssitze sowie rund drei Viertel des Wähleranteils von
1995. Die SD verloren im Vergleich zu den letzten Wahlen 1,3% und erreichten 1,8%.
Damit sind sie trotz des schlechten Wahlergebnisses neu die stärkste unter den kleinen
Rechtsaussenparteien. Da sie ihre Sitze in Zürich und Baselland verloren haben, muss
Parteisekretär Hess (BE) die Partei in der neuen Legislatur alleine im Parlament
vertreten. EDU und Lega gingen beinahe unverändert aus dem Rennen. Die EDU konnte
sich seit ihrer Gründung 1975 von Wahl zu Wahl geringfügig steigern und 1999 ihr Niveau
auf 1,3% Parteienstärke bestätigen. Der Berner Sitz blieb der Partei erhalten. Im Tessin
erlangte die Lega immerhin rund einen Fünftel aller Wählerstimmen. Mit
Parteipräsident Bignasca konnte sie den vor vier Jahren verlorenen zweiten Sitz wieder
zurückholen.

Die Oppositionsparteien aus dem linken Parteienspektrum (GP, PdA, Solidarités und
FGA) erreichten zusammen 6,9% Parteienstärke. Stärkste Partei in diesem Lager blieb
die GP. Während sie in der Deutschschweiz etwas an Boden verlor, konnte sie in der
Romandie (NE: +7,4%) an Stimmen dazugewinnen. Die GP büsste eines ihrer Zürcher
Mandate sowie den Aargauer Sitz ein und konnte in Genf und Neuenburg je einen Sitz
gewinnen. Damit ist sie im Nationalrat weiterhin mit 8 Mitgliedern als stärkste Nicht-
Regierungspartei vertreten. PdA und Solidarités, die ihre Wählerschaft fast
ausschliesslich in der Romandie haben, erreichten 1,0% und 0,5% Parteienstärke, die
feministischen und grünalternativen Gruppierungen FGA nur gerade 0,3%. Allerdings
kandidierten die FGA in den Kantonen Bern, Baselstadt und Zug auf gemeinsamen
Wahllisten mit der GP resp. der "BastA!" oder der SP. Die so erlangten Parteienstimmen
wurden nicht den FGA zugerechnet. In Zürich verlor die Gruppierung „Frauen macht
Politik“ (FraP) ihren bisherigen Sitz. 5

WAHLEN
DATUM: 27.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die EVP präsentierte ihre Wahlziele auf einer A4-Seite auf welcher Religionsfreiheit, ein
Ende der „Familienstrafe“ (in Steuersachen), Schuldenabbau, ein Stopp des
Krankenkassenprämienwachstums und des Energieverbrauchs gefordert wurden.
Darüber hinaus wollte sich die EVP für die Halbierung der weltweiten Armut einsetzen.
Ziel der CSP war die Verteidigung ihres Sitzes. Sie trat mit Marie-Thérèse Weber-Gobet
(FR) an, die 2010 für Hugo Fasel nachgerutscht war. In den Kantonen Genf und Waadt
trat das Mouvement Citoyens Romand (MCR) an, eine in Genf gegründete Bewegung
(Mouvement Citoyens Genevois) die sich mit scharfen Protesten gegen Grenzgänger
nicht nur einen Namen gemacht hatte, sondern bei den kantonalen und kommunalen
Genfer Wahlen auch viele Stimmen auf sich vereinen konnte. Neben dem
Grenzgängerthema machte das MCR in Genf auch mit Aktionen gegen Krankenkassen
von sich reden. Trotz erfolgloser Teilnahme an den Wahlen von 2007 wurden die
Chancen des MCR für 2011 als intakt betrachtet. Die Alternative Linke wollte sich für
eine radikale Änderung der Gesellschaft auf antikapitalistischer, ökosozialistischer,
demokratischer und feministischer Basis einsetzten und präsentierte Leitplanken für
die Umsetzung dieser Idee. Schwerpunkte des Aktionsprogramms der EDU waren unter
anderem die Glaubensfreiheit (inkl. Durchsetzung des Minarettverbots), Lebensschutz
(gegen Abtreibung und gegen Sterbehilfe) und Familienpolitik (private statt staatliche
Betreuung). Die Lega versprach sich einzusetzen gegen Missbräuche im Asylwesen, bei
der Einwanderung und bei den Sozialversicherungen. Zudem solle das Bankgeheimnis
geschützt bleiben. Die Sozial-Liberale Bewegung (SLB) war nach dem Ausschluss von
Ricardo Lumengo aus der SP gegründet worden. Seit Sommer 2011 hatte diese Partei
also einen Nationalratssitz inne und durfte deshalb in der Wahlbroschüre des Bundes
Werbung für sich machen. Sie schrieb sich dort nachhaltige Energie, respektvolle
Migration und bezahlbare Gesundheit auf ihre Fahnen. In sieben Kantonen (GE, BE, ZH,
FR, BS, AG, VD) trat auch die Piratenpartei an, die auf einen Berliner-Effekt hoffte. Die
2006 in Schweden gegründete Bewegung hatte in der deutschen Hauptstadt bei den
Wahlen ins Landesparlament im September 2011 auf Anhieb 15 Sitze gewonnen. Die
monothematische Partei mit liberaler Ausrichtung setzt sich für Transparenz und
Zensurverbote im Internet ein. 6

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Im Juli riefen die beiden Anführer der Bewegung zu einer Bummelfahrt auf der
Autobahn auf, um ihrem Unwillen gegen die Tempobeschränkungen 70/100 Ausdruck zu
verleihen; der Aufruf wurde von mehreren hundert Anhängern befolgt. Die Lega konnte
ihren Bekanntheitsgrad dadurch vor den eidgenössischen Wahlen nochmals erhöhen. 
Bei den Wahlen in den Nationalrat eroberte die Lega mit 23,5% Wähleranteil zwei
Mandate und wurde drittstärkste politische Kraft des Kantons. Bei den Wahlen in den
Ständerat konnte sie die CVP verdrängen und eroberte mit dem ehemaligen
freisinnigen Morniroli ein Mandat. In der Streitfrage, welcher Fraktion sich die Lega-
Vertreter anschliessen sollten, kamen erneut die unterschiedlichen politischen
Ansprüche zwischen Präsident Bignasca und Vizepräsident Maspoli zum Vorschein.
Schliesslich fand die Lega bei den Schweizer Demokraten Aufnahme in die Fraktion. 7

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem die Tessiner Protestpartei Lega noch im Frühjahr bei den kantonalen Wahlen
triumphiert hatte und erstmals in die Regierung einzog, erhielt sie im Herbst auf
eidgenössischer Ebene die Quittung für das selbstherrliche Schalten und Walten der
Parteiführer Flavio Maspoli und vor allem Giuliano Bignasca. Wegen zahlreichen
politischen und parteiinternen Skandalen mussten sie sich den Vorwurf mangelnder
moralischer Integrität gefallen lassen. Die Lega verlor in beiden Räten je einen Sitz und
stellt neu nur noch einen Vertreter im Nationalrat.
Über die Lega-Zeitung «L'altra Notizia» wurde der Konkurs verhängt. 8

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

Bei den kantonalen Wahlen im Tessin konnte sich die Lega gegen die neu angetretene
SVP behaupten und ihre Mandate im Grossen Rat halten. Sie blieb hinter FDP und CVP
drittstärkste Kraft im Kanton. Bei den Regierungsratswahlen konnte sich ihr populärer
Baudirektor Marco Borradori bestätigen. Im Herbst errang die Lega schliesslich ein
zweites Nationalratsmandat. Neben Maspoli konnte Parteipräsident Bignasca im
Parlament Einsitz nehmen.

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Bei den Wahlen ins Tessiner Parlament erlebte die Lega einen massiven Einbruch und
verlor mehr als einen Drittel ihrer Wählerschaft; sie stellt noch 11 Abgeordnete. Für die
Nationalratswahlen erwog sie ein Zusammengehen mit der SVP, welche jedoch nicht
gemeinsam mit Flavio Maspoli antreten wollte. Als bekannt wurde, dass Maspoli
Unterschriften für ein von ihm lanciertes Referendum gefälscht hatte und ein
Strafverfahren gegen ihn lief, forderten Parteikollegen seinen Rücktritt von allen Ämtern
(Nationalrat, Grossrat, Vizepräsident der Lega). Anstatt auf sein Mandat als Nationalrat
zu verzichten, gab der Mitbegründer der Lega seinen Austritt aus der Bewegung bekannt
und kandidierte im Herbst erfolglos mit einer eigenen Liste „Risorgimento ticinese“
(Tessiner Wiederauferstehung). Für die Lega wurde als einziger Vertreter Attilio
Bignasca, der Bruder von Präsident Giuliano Bignasca, in den Nationalrat gewählt; der
im April bestätigte Staatsrat Marco Borradori verzichtete zur Enttäuschung seiner Partei
und der SVP auf eine Kandidatur für den Ständerat; Giuliano Bignasca musste selber
antreten und wurde nicht gewählt. 9

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Jubiläumsjahr – die Lega feierte am 17. Januar 2011 ihr 20-jähriges Bestehen – fand
die Protestpartei aus dem Kanton Tessin zu alter Stärke zurück. Bei den kantonalen
Wahlen wurde sie zweitstärkste Partei im Parlament und eroberte sogar einen zweiten
Regierungsratssitz. Ein Grosserfolg stellte sich in der Folge auch bei den nationalen
Wahlen ein: nach ihrem Sitzgewinn verfügte die Lega wieder – wie bereits von 1991 bis
1995 und 1999 bis 2003 – über zwei Sitze in Bern, wo sie sich wie bereits in der letzten
Legislatur der SVP-Fraktion anschloss. Mit ihren reisserisch kommunizierten Themen
gegen Arbeitsplatzverluste aufgrund von Grenzgängern, gegen die politische Elite in
Bern und ihrer Forderung des „Tessins für Tessiner“ vermochte die Partei Kapital aus
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verunsicherung der Tessiner Bevölkerung zu
schlagen. 10

WAHLEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Andere Parteien

Die Lega dei Ticinesi konnte bei den kantonalen Wahlen im Tessin einen Erfolg
verbuchen. Der Lega-Staatsrat Marco Borradori wurde glänzend wiedergewählt und im
Kantonsparlament gewann die Partei vier Sitze hinzu. Der Präsident der Lega, Giuliano
Bignasca, hatte sich zuvor mit einem Hilferuf an die Wählerinnen und Wähler gewandt. 
Nach den eidgenössischen Wahlen schloss sich der wiedergewählte Lega-Nationalrat
Attilio Bignasca der SVP-Fraktion an. 11

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL
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